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Kleine Anfrage 369 

der Abgeordneten Dr. Bürkel, Dr. Serres und Genossen 


betr. Entschädigung für durch die damalige Besatzungs- 
macht in der britischen Zone beschlagnahmte Betriebe 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die unzureichenden Ent- 
schädigungsleistungen für die Beschlagnahme von Betrieben auf 
Grund der 1. GREAO bei vielen Betrieben eine erhebliche Über- 
schuldung bzw. die Übernahme finanzieller Verpflichtungen mit 
höchsten Zinssätzen verursacht haben? 

2. Kann die Bundesregierung erklären, aus welchen Gründen der 
Herr Bundesfinanzminister in diesen Fällen den in § 55 der 
1. GREAO vorgesehenen Härteausgleich verweigert hat? 

3. Glaubt nicht auch die Bundesregierung, daß es nach dem Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 20. Juni 1956 an der Zeit 
wäre, durch Verhandlungen mit den Betroffenen eine angemessene 
Entschädigung zu vereinbaren? 

4. Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, daß nach der in 
diesem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts getroffenen Ent- 
scheidung zumindest sofort durch Anerkennung des Aufopferungs- 
anspruchs und Zahlung eines angemessenen Abschlags schon vor 
der ordnungsmäßigen Festsetzung der Entschädigung entsprochen 
werden muß? Oder will die Bundesregierung die höchste richter- 
liche Entscheidung weiterhin unbeachtet lassen, die ohnehin 
Geschädigten weiter schädigen und sie auf den langwierigen und 
kostspieligen Rechtsweg zwingen? 

5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der damalige Senatsprä- 
sident des 5. Senats des Bundesverwaltungsgerichts, der das Urteil 
vom 20. Juni 1956 gefällt hat, zum Oberbundesanwalt ernannt 
worden ist und nun gegenüber dem für die beschlagnahmten 
Betriebe anerkannten Aufopferungsanspruch die entgegengesetzten 
Staatsinteressen vertreten muß? 


Drude: Budidruckerel Peter Meier, Bulsdorl/Slegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 



6. Warum hat die Bundesregierung trotz Ankündigung noch keine 
Maßnahmen getroffen, insbesondere keine Richtlinien erlassen, 
um die Anwendung des § 23 des Bundesleistungsgesetzes vom 
19. Oktober 1956 durch die unteren Verwaltungsbehörden zu 
gewährleisten ? 
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